
Auf Einladung von Ina Leukefeld
weilte Dr. Gudrun Lukin (beide Frak-
tion DIE LINKE) in Suhl, um sich
über das Projekt „Friedbergbahn“
zu informieren. Ziel war, sich die ak-
tuelle Situation vor Ort anzuschau-
en und Neues über den Stand und
die Zukunft der vor drei Jahren be-
gonnenen Wiederherstellung der
Friedbergbahn zu erfahren. 

Deshalb trafen sich die beiden enga-
gierten Frauen mit dem Geschäftsfüh-
rer des Vereins "Dampfbahnfreunde
mittlerer Rennsteig e.V.“, Manfred
Thiele sowie mit Vereinsmitgliedern
der IG Friedbergbahn, Mike Marzok
und Bernd Henn, zum Vororttermin. 

Seit über drei Jahren arbeitet der
Verein an der Eisenbahnverbindung
zwischen Schleusingen und Suhl, um
die historische Strecke wieder befahr-
bar zu machen. Ende 2013 konnte
erstmals aus Richtung Schleusingen
wieder bis zum Bahnhof Friedberg ge-
fahren werden. Jetzt wollen die Unent-
wegten Ende 2014 vom Bahnhof Suhl
aus den Friedberg erreichen. Welcher
Kraftakt das ist, ist von einer Brücke zu
sehen, die über Suhl-Neundorf die
Strecke überspannt. Hier sind bereits
die wild und reichlich wachsenen Ge-
hölzen entfernt. Weiter oben sehen wir
noch kleine Bereiche in urwüchsigem
Zustand und können uns vorstellen,
welche immense Arbeit unsere Beglei-
ter investiert haben. Am Bahndamm
treffen wir auch einen Bürger aus
Neundorf, der unserem Treiben inter-
essiert zuschaut. Er packt seit gerau-
mer Zeit mit an, denn er freut sich dar-
auf, Züge hier wieder entlang dampfen
zu sehen. Und viele andere Bürger tun
das auch, wie er uns stolz berichtet.

me die Verkehrssicherheitspflicht zu
gewährleisten hat. Hier sei die Politik
gefragt, solch ein tolles Projekt unbe-
dingt zu unterstützen. Ina Leukefeld
und Dr. Gudrun Lukin stehen jedenfalls
hinter den Akteuren und werden sich
dafür einsetzen, dass das Projekt sei-
nen realisiert wird. Dazu soll es im
Wirtschaftsausschuss des Thüringer
Landtages einbracht werden, denn
dort ist über einen touristisch orien-
tierten Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) bisher noch nicht gesprochen
worden. Ich selber werde das Projekt
im Stadtentwicklungsausschuss vor-
stellen, um Stadtverwaltung sowie
Stadträte zu sensibilisieren.

Dass es funktioniert, zeigt die Inbe-
triebnahme der Strecke von Erfurt zum
Bahnhof Rennsteig, die seit Mitte des
Jahres bereits über 14.500 Fahrgäste
verzeichnen konnte. Und unsere Ver-
einsfreunde der Friedbergbahn? Die
würden sich über weitere Mitstreiter
sehr freuen, denn es ist noch viel zu
tun…

Ilona Burandt
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Zukunft der Friedbergbahn 

Der Bundespräsident, das sei an-
geführt, hat ganz konkrete Aufga-
ben. Sein „Wirken im Inland“, so ist
es auf der Homepage des Bundes-
präsidialamtes ausdrücklich ver-
merkt, besteht beispielsweise aus
Folgendem: „Über den Parteien
stehend, wirkt er in Reden, Anspra-
chen, Gesprächen, durch Schirm-
herrschaften und andere Initiativen
integrierend, moderierend und mo-
tivierend.“

Ob Joachim Gauck, der derzeitige
Amtsinhaber, die Homepage des
Bundespräsidialamtes kennt und
die genannten Pflichten verinner-
licht hat, kann ich nicht sagen.
Manche seiner Aktivitäten lassen
zweifeln. So hat er sich gerade par-
teiisch und wie der Elefant im Por-
zellanladen zu einem möglichen Mi-
nisterpräsidenten der Linkspartei
in Thüringen geäußert; er müsse
sich „schon ganz schön anstren-
gen, um dies zu akzeptieren“. Nicht
nur die Linkspartei hat die Einmi-
schung des Staatsoberhaupts (das
ist Gauck) zurückgewiesen. Auch
ihre potentiellen Koalitionspartner
gingen (bis auf einen bekannten
Viel- und gelegentlichen Blindflie-
ger) auf Distanz zu Gauck.

Der hat diesmal ohnehin noch
höhere Mächte gegen sich. Er habe
mit seinem Vorstoß der Demokra-
tie „keinen Gefallen getan“, heißt
es bei Spiegel Online (!). Und „alle
Staatsgewalt geht vom Volke aus“
(Artikel 20), betont das Grundge-
setz. Es zu wahren und zu verteidi-
gen, hat Gauck in seinem Amtseid
geschworen. Also muss er die Thü-
ringer Wahlentscheidung „akzeptie-
ren“.

Zusätzlich lohnt ein Blick in die
Bibel. „Denn Gott widersteht den
Hoffärtigen“, heißt es im 1. Brief
des Petrus, Kapitel 5. Gut möglich,
dass ein höheres Wesen seinen frü-
heren Pfarrer  Gauck, der es mit
dem christlichen Gebot der Demut
selten genau nimmt, diesmal be-
sonders prüft. Oder, volkstümlicher
ausgedrückt: Das Leben ist kein
Ponyhof, Herr Gauck!                    

Saburre adquireret
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Gaucks Prüfung

Medienschau: Regierungsbildung in Thüringen - „Ratlosigkeit der Union steigt“ 

Bundesweit berichten die Medien
über die Regierungsbildung in Thü-
ringen und ihre Akteure. Hier einige
Auszüge aus der Fülle an Meldun-
gen und Kommentaren:

„Wer hat Angst vor dem roten
Schreckgespenst?“, fragt das Handels-
blatt und erläutert: „Wer vor einer lin-
ken Regierung in Thüringen warnt, der
verkennt, dass Deutschland bereits Er-
fahrungen mit linken Landesregierun-
gen gemacht hat.“ Dabei habe sich ge-
zeigt: „So schlecht haben rot-rote
Bündnisse gar nicht regiert.“ Sehr de-
tailliert und angenehm sachlich wer-
den die Landesregierungen mit Linke-
bzw. PDS-Beteiligung in Brandenburg,
Berlin und Mecklenburg-Vorpommern
analysiert. Die schrillen Warnungen vor
allem aus der CDU kennzeichnet das
Handelsblatt dagegen als „Horrorvisio-
nen“.

„Kurs auf Rot-Rot-Grün“, titelt das
Hamburger Abendblatt. Die Koalitions-
empfehlung der Thüringer SPD-Spitze
für ein rot-rot-grünes Bündnis mit Bodo
Ramelow als erstem Ministerpräsiden-
ten der LINKEN in Deutschland sei vom
neuen SPD-Landesvorsitzenden An-
dreas Bausewein als „Entscheidung

Zwischen Neundorf und Friedberg
verläuft die steilste Regelspurstrecke
Deutschlands, die Eisenbahnen noch
bewältigen, ein Alleinstellungsmerk-
mal, wie Herr Thiele stolz berichtet. Bis
zu 7,06% werden hier erreicht, die oh-
ne jegliche Hilfsmittel wie Zahnrad-
stangen oder Seilunterstützung über-
wunden werden. Für Touristen sicher
eine Attraktion, wenn hier wieder nost-
algische Züge unterwegs sein würden.
„Wir wollen erreichen, dass Südthürin-
gen mit solchen Zügen wieder kom-
plett befahrbar wird“, so die Vision der
Vereinsfreunde. Von Suhl bis Themar
oder von Suhl bis Schleusingen als
Umsteigebahnhof auf die Strecke nach
Schmiedefeld bzw. Bahnhof Rennsteig.
So könnten nostalgische Eisenbahn-
fahrten als Bindeglied zwischen den
touristischen Zentren fungieren. Ein
Gewinn für Suhl auch als staatlich
anerkannter Erholungsort, der durch
ein solches Highlight sicher mehr Tou-
risten in die Region locken würde. 

Herr Thiele berichtet uns aber auch,
dass der Verein vor der Inbetriebnah-

von historischer Tragweite“ bezeichnet
worden.

Die Abendzeitung München hebt
Aussagen aus der SPD Thüringen her-
vor, ausschlaggebend für die Koaliti-
onsempfehlung seien „die größere in-
haltliche Übereinstimmung mit Linken
und Grünen sowie die Erwartung auf
mehr Stabilität dieser Koalition gewe-
sen“.

„Wohin treibt Thüringen?“, fragt die
Frankfurter Allgemeine Zeitung. Und
gibt darauf eine klare Antwort: „Es
wird so kommen.“ Dazu nämlich: „dass
Rot-Rot-Grün zusammenfindet und
dass die Linkspartei ihren ersten Mini-
sterpräsidenten feiern kann“.

„Ein linker Ministerpräsident könnte
die Republik verändern“, heißt es beim
Deutschlandfunk. Ebenso wahrschein-
lich sei aber auch, dass ein rot-rot-grü-
nes Regierungsbündnis die LINKE ver-
ändern werde, die in der Verantwor-
tung stets einen realistischeren Blick
von der Wirklichkeit bekommen habe
als in der Opposition. „Auch dies könn-
te ein Bündnis links der Mitte auf Bun-
desebene mittelfristig realistischer er-
scheinen lassen“, so die Schlussfolge-
rung.

Nostalgisches Beförderungsmittel soll touristisches Highlight werden

Die Osnabrücker Zeitung kommen-
tiert die Regierungsbildung in Thürin-
gen sogar als Teil einer „Perspektive
für die nächste Bundestagswahl“; näm-
lich: „um 2017 einen SPD-Vertreter
auch von der Linken zum Kanzler wäh-
len lassen zu können“. Fazit der Zei-
tung: „Die Ratlosigkeit in der Union
steigt.“

(sw)             


